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Ortsvorsteher Hugo Wingert eröffnet die Sitzung. Er stellt fest, dass zur Sitzung 
ordnungsgemäß geladen worden und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
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5.2. Antrag im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren zum Ausbau eines 
bestehenden Dachgeschosses in eine 3- Zimmerwohnung mit Dachterrasse 
und Einbau von Gauben auf dem Flst. Nr. 246, K. Oberdorfstr. 34 in Kürzell 

5.3. Antrag im Kenntnisverfahren zum Neubau eines Zweifamilienhauses auf dem 
Flst. Nr. 109/1, Eichenweg 7 in Kürzell 

5.4 Antrag im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren zur Errichtung eines 
Einfamilienwohnhauses mit Carport auf dem Flst. Nr. 3849, Kastanienweg 9 
in Kürzell 

6. Verschiedenes 

7. Frageviertelstunde 

 
Top 1 Frageviertelstunde 

- Der Radweg Schutterzell wurde in der Verkehrsschau im Oktober beraten. Zudem 
wurden Lösungen durch Vertreter des Landratsamts im Ortschaftsrat vorgestellt. 
Vorgesehen ist nun eine Querungshilfe, also eine Mittelinsel, da ein Kreisverkehr mit 
rund 1.000.000 € nicht finanzierbar wäre und bereits die Planung etwa 300.000 € 
kosten würde. Die Maßnahme geht nun in die Ausschreibung und soll noch in diesem 
Jahr umgesetzt und abgeschlossen werden. In Richtung Neubaugebiet sowie an der 



Panzerstraße ist ebenso eine Qerungshilfe vorgesehen. Auf beiden Seiten der 
Querungshilfe wird eine Beleuchtung hergestellt. 

- Die PFAS‑Belastung wurde im vergangenen Frühjahr festgestellt. Das Landratsamt 
stellte damals weitere Messungen in Aussicht. Inzwischen teilt das Landratsamt mit, 
dass keine Mittel dafür zur Verfügung stehen. Die Gemeinde Meißenheim hat im 
Haushalt Mittel für PFAS‑Messungen bereitgestellt. Ein Termin zur Messung liegt 
noch nicht vor. Bürgermeister Lange will vor den Messungen das Gespräch mit dem 
Landratsamt suchen. 

 
Top 2 Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Genehmigung des öffentlichen Protokolls vom 02.02.2026. 
 
Das Protokoll vom 02.02.2026 wurde einstimmig genehmigt. Einwendungen 
wurden keine erhoben. 
 
Top 3 Information über die in der letzten nichtöffentlichen Sitzung gefassten 
Beschlüsse 

 Sitzung vom 02.02.2026 

Anfrage zum Erwerb eines Gewerbegrundstückes … in Kürzell 
Der Ortschaftsrat befürwortet, das Grundstück …, für die Ansiedlung der ge- 
nannten Firma zu reservieren. Der Grundstückspreis beträgt … €/m2 zzgl. Er- 
schließungskosten. Bei einer Wohnbebauung wird eine Fläche von 500 m² zum  
Preis von …€/m² berechnet. 
 
Top 4 Gartenpacht 

Ortschaftsrätin Nadine Reichart ist befangen und verlässt die Sitzung. 

Top 4.1. Neuordnung Gartenpacht 

Vorab: In der Ortschaftsratssitzung am 23.03.2026 wird die Neuordnung der 
Gartenpacht vorberaten. Ziel ist, mögliche Ergänzungen und Anregungen des 
Ortschaftsrats rechtzeitig in die Beratungen des Gemeinderats zur Neuordnung 
der Gartenpacht in Meißenheim einfließen zu lassen. Eine Beschlussfassung im 
Ortschaftsrat ist für einen Termin nach der Gemeinderatssitzung vorgesehen. 

1. Grundlagen 

Die letzte Erhöhung des Pachtzinses fand in Kürzell im Jahr 2020 statt. Aktuell 
kostet ein Garten bis 200m² 5,00 €/Jahr und ein Garten über 200m² 10,00 
€/Jahr.  
In Meißenheim wurde der Antrag gestellt, die Garten- und Ackerpacht zu 
erhöhen und neu zu ordnen. Dasselbe soll auch für Kürzell in Betracht kommen.  



In den letzten Jahren hat sich die Art der Nutzung der Gärten geändert. Sie 
werden weniger als reine Pflanz- und Nutzgärten bewirtschaftet, sondern 
dienen vermehrt als Freizeitgärten. Diese Entwicklung wird aktuell geduldet, 
solange der Garten in einem gepflegten Zustand geführt wird und Teile davon 
für den Anbau von Obst und Gemüse dienen. Diese Entwicklung steigert jedoch 
den „Wert“ dieser Gärten, da sie immer häufiger als erweiterter Wohnraum 
genutzt werden.  
Die Verpachtung von Kleingärten richtet sich nach §§ 581 ff. BGB und dem 

Bundeskleingartengesetz (BKleingG). Bei den von der Gemeinde verpachteten 

Grundstücken dürfte es sich um Kleingärten i.S. § 1 BKleingG handeln. 

Nach § 5 BKleingG darf als Pacht höchstens das Vierfache der ortsüblichen 
Pacht im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau verlangt werden. Liegen 
keine ortsüblichen Werte vor, ist eine vergleichbare Gemeinde mit 
entsprechenden Pachtverhältnissen für den erwerbsgemäßen Obst- und 
Gemüsebau heranzuziehen. Auf Antrag kann auch der Gutachterausschuss ein 
Gutachten erstellen. Die Erhöhung der Pacht ist daher nur einvernehmlich oder 
im Rahmen der gesetzlichen Anpassungsmöglichkeit nach § 5 Abs. 3 BKleingG 
möglich. Pächter haben in diesem Fall ein Sonderkündigungsrecht. 
In den umliegenden Gemeinden werden folgende Pachtpreise für Gärten 
erhoben: 

 Schwanau, Ortsteil Nonnenweier – 15,00 €/ar 

 Schwanau, Ortsteil Ottenheim – ca. 60,00 €/Garten 

 Kippenheim – zwischen 25,00 bis 100,00 €/Garten (je nach Lage) 

 Mahlberg – 20,00 €/ar 

 Ettenheim – 25,00 €/Garten 

 Lahr – 15,00 €/ar, mindestens 20,00 €/Garten 

Die durchschnittliche Ackerpacht in Baden-Württemberg beträgt laut Auskunft 
des Stat. Landesamts im Jahr 2023 = 311 €/ha Ackerland, bzw. 163 €/ha für 
Dauergrünland.  
Eine ortsübliche Pacht für erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau dürfte 
deutlich höher liegen. Eine Festlegung seitens des Gutachterausschusses bzw. 
des Stat. Landesamts ist nicht bekannt. Ackerpacht ist in der Regel günstiger als 
die Pacht für Obstanlagen oder Rebflächen, da die Erträge und die potenziellen 
Erlöse aus dem Obstanbau höher sind. Während Ackerland in Deutschland 
durchschnittlich 407 Euro pro Hektar kostet, werden für Rebflächen im 
Durchschnitt 1.122 Euro pro Hektar gezahlt.  Für die weiteren Beratungen wird 
davon ausgegangen, dass die Pacht für Obst und Gemüse um den Faktor 2,75 
höher liegt als die Pacht für Ackerland. 
Ausgehend von einer in Baden-Württemberg durchschnittlichen Pacht von 311 

€/ha dürfte die Pacht für Obst- und Gemüseanbau bei 855 €/ha liegen. Die 



Pacht für Kleingärten dürfte demzufolge bei max. 3.421 €/ha liegen, d.s. 34,21 

€/ar. 

Entsprechend § 6 BKleingG sind alle Pachtverträge für Kleingärten auf 
unbestimmte Zeit geschlossen. Änderungen der Vertragsinhalte, z. B. zur Höhe 
des Pachtzinses, können entweder im gegenseitigen Einvernehmen oder durch 
Anwendung der gesetzlichen Anpassungsmöglichkeit nach § 5 Abs. 3 BKleingG 
erfolgen. 
Die Kündigung bestehender Kleingartenpachtverhältnisse ist ausschließlich 

unter den Voraussetzungen der §§ 8 und 9 BKleingG zulässig. Eine Kündigung 

der Pachtverhältnisse wäre nur möglich soweit der Pächter schwerwiegende 

Pflichtverletzungen begeht, z.B. die Pacht nicht bezahlt oder die Fläche 

planungsrechtlich für andere Zwecke benötigt werden sollte. Weiter wären 

Kündigungen möglich, wenn der Pächter ungeachtet einer in Textform 

abgegebenen Abmahnung des Verpächters eine nicht kleingärtnerische 

Nutzung fortsetzt. 

 

2. Erhöhung des Pachtzines 

Nach § 5 Abs. 3 BKleingG besteht die Möglichkeit, die bestehenden 
Pachtverhältnisse durch einseitige Erklärung in Textform bis zur Höhe der 
zulässigen Höchstpacht anzupassen. Voraussetzung ist, dass seit der letzten 
Anpassung mehr als drei Jahre vergangen sind. Die Anpassung tritt mit Beginn 
des folgenden Zahlungszeitraums in Kraft. Den Pächtern steht dabei ein 
Sonderkündigungsrecht zu. 
Die Gartenflächen lassen sich gut aus dem Luftbild abgrenzen und die Flächen 
können relativ genau bestimmt und dementsprechend abgerechnet werden.  
Folgende Variante wurde bereits im Bezirksbeirat befürwortet:  
Staffelung nach Flächengröße 
Pachtzins: 0,30 € pro m² Gartenfläche 
Pachteinnahmen pro Jahr: ca. 1.350,00 € 
 
Verbunden mit einer Regelung zur Dynamisierung 
Auf Grundlage der durchschnittlichen Pacht im erwerbsmäßigen Obst- und 
Gemüsebau (ca. 855 €/ha) ergibt sich eine Höchstpacht von 34,21 €/ar. Die 
vorgeschlagene Neuregelung bewegt sich innerhalb dieses Rahmens. 
Eine Dynamisierung könnte wie folgt aussehen:  
Die Gemeinde ist berechtigt, den Pachtzins alle drei Jahre entsprechend der 
Entwicklung der ortsüblichen Pacht im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüsebau 
(§ 5 Abs. 1 BKleingG) anzupassen. Die Dynamisierung erfolgt aufgrund der oben 
beschriebenen Grundlage: Ackerpacht lt. Stat. Landesamt 311€ ha x 2,75 = 



Ortsübliche Pacht für Acker- und Gemüsebau x 4 = 3420,00 ha = 34,20 ar = 0,34 
€/m² mit einer Abrundung auf den vollen 5-/10 cent-Betrag. 
Aufgrund der Koppelung an geltendes Recht wird die Dynamisierung als 
sinnvoll erachtet. Dafür muss keine Dynamisierungsklausel in alten Verträgen 
bestehen, die gesetzliche Anpassungsmöglichkeit alle 3 Jahre nach § 5 Abs. 3 
BKleingG wirkt automatisch auch für alte Verträge. Die neuen Verträge sollten 
jedoch eine Dynamisierungsklausel beinhalten. 
Neue Pachtverträge werden in den nächstmöglichen Dreijahreslauf 
einbezogen, sobald seit Vertragsbeginn drei volle Kalenderjahre verstrichen 
sind. Beispiel: Erfolgt eine Anpassung im Jahr 2030, wird ein im Jahr 2031 neu 
abgeschlossener Pachtvertrag erst im Jahr 2036 in die nächste Erhöhungsrunde 
einbezogen (zur Anpassung 2033 wäre die Dreijahresfrist noch nicht erfüllt). 
 
In der Diskussion wird angesprochen: 

- Die Grundlage zur Berechnung der ortsüblichen Pacht im Obst‑ und Gemüsebau wird 
in Frage gestellt. Die Vergleichbarkeit mit Rebflächen sei nur eingeschränkt gegeben. 

- In Freiburg kostet ein Quadratmeter 0,24 €. Dort fallen jedoch weitere Kosten an. Die 
vorgeschlagene Höhe in Meißenheim und Kürzell wird als zu hoch eingeschätzt. 

- Es wird angefragt, ob der Bauhof die Wege instandsetzen kann. Die Hauptwege sind 
nicht ausreichend befahrbar. Der Bauhof übernimmt die Einbringung. 

 

3. Umgang mit Nichteinhalten des Pachtvertrages oder Problemfällen 

3.1. Kleingärtnerische Nutzung 

Wie oben beschrieben hat sich in den letzten Jahren hat die Art der Nutzung 
der Gärten geändert. Sie werden weniger als reine Pflanz- und Nutzgärten 
bewirtschaftet, sondern dienen vermehrt als Freizeit-gärten. Diese Entwicklung 
wird aktuell geduldet, solange der Garten in einem gepflegten Zustand geführt 
wird und Teile davon für den Anbau von Obst und Gemüse dienen.  
Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BKleingG liegt eine kleingärtnerische Nutzung vor, wenn 
die nicht erwerbsmäßige gärtnerische Betätigung – insbesondere zur 
Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf – sowie die 
Erholung im Vordergrund stehen. 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 17.06.2004 klargestellt, dass in der 
Regel mindestens ein Drittel der Gartenfläche für den Anbau von 
Gartenerzeugnissen für den Eigenbedarf genutzt werden muss. Besonderheiten 
wie eine atypische Größe der Parzellen, topografische Gegebenheiten oder 
eine eingeschränkte Bodenqualität können jedoch im Einzelfall eine 
abweichende Beurteilung rechtfertigen. 
Diese Definition und die sogenannte „Ein-Drittel-Regelung“ wurden in 
zahlreichen weiteren Urteilen bestätigt und angewendet. Es ist daher davon 



auszugehen, dass grundsätzlich mindestens ein Drittel der Fläche 
kleingärtnerisch genutzt werden muss. 
Im Bezirksbeirat wurde aus der Bürgerschaft angeregt, diese Regelung 
konsequent durchzusetzen. Hintergrund ist, dass – wenn beispielsweise die 
Tierhaltung nicht mehr gestattet wird – auch eine übermäßige Freizeitnutzung 
entsprechend begrenzt werden sollte, um den gesetzlichen Vorgaben gerecht 
zu werden. 
Eine gesonderte Regelung der kleingärtnerischen Nutzung in den 
Pachtverträgen oder in der Kleingartenordnung ist nicht erforderlich, da die 
gesetzlichen Vorgaben unabhängig von vertraglichen Bestimmungen 
Anwendung finden. 
Obwohl bereits das Fehlen einer kleingärtnerischen Nutzung grundsätzlich eine 

Kündigung rechtfertigen kann, wird vorgeschlagen, die Verwaltung zunächst 

ausschließlich bei Fällen der Verwilderung tätig werden zu lassen. 

 

3.2. Verwilderung des Gartens 

Es kommt immer wieder vor, dass ein Garten nicht ordentlich gepflegt wird und 

dadurch verwildert. Häufig beschweren sich dann die Nachbarn wegen 

Samenflug. Insbesondere in Kürzell sind mehrere Parzellen betroffen. 

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BKleingG kann die Gemeinde Meißenheim den 

Kleingartenpachtvertrag kündigen, wenn der Pächter trotz in Textform erteilter 

Abmahnung eine nicht kleingärtnerische Nutzung fortsetzt oder andere 

kleingartenbezogene Pflichten nicht unerheblich verletzt (z. B. erhebliche 

Bewirtschaftungsmängel). Eine Verwilderung ist ein solcher erheblicher 

Bewirtschaftungsmangel. Daher kann die Gemeinde den Pächter abmahnen, 

ihn zur ordnungsgemäßen Pflege innerhalb einer angemessenen Frist 

verpflichten und bei fruchtlosem Ablauf der Frist kündigen.  

Der Kostenersatz richtet sich nach dem BGB. 

In der Diskussion wird angesprochen: 

- Es wird angeregt, in die Verträge aufzunehmen, dass die Gärten mindestens einmal 

pro Jahr bewirtschaftet werden müssen. Es besteht Unsicherheit, ob eine solche 

Klausel rechtlich wirksam wäre. 

- Es wird befürwortet, bei verwilderten Gärten zu kündigen. 

 
 
 
 
 



3.3. Tierhaltung im Garten 

In mehreren Gärten in Meißenheim und Kürzell werden Nutztiere gehalten. Im 
neuen Pachtvertrag, der seit 2025 in Meißenheim ausgestellt wird ist unter § 2 
eine Tierhaltung nicht gestattet.  
Grundsätzlich gilt: Die Tierhaltung gehört nicht zur kleingärtnerischen Nutzung 
im Sinne des § 1 BKleingG. Ein Anspruch auf Tierhaltung besteht daher nicht. 
Zugleich liegt allein durch die Tierhaltung jedoch noch kein Pflichtverstoß vor, 
der automatisch zu einer Abmahnung oder Kündigung führen würde. Erst wenn 
die Tierhaltung zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der kleingärtnerischen 
Nutzung oder zu erheblichen Störungen (z. B. Lärm, Geruchsbelästigung) führt, 
kommt ein Vorgehen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BKleingG in Betracht. 
Den Pächtern soll die Tierhaltung verboten werden. Ursprünglich war geplant, 
dass für die vorhandenen Nutztiere als Übergangsregelung ein befristetes 
Bestandsrecht gewährt, bei dem keine weiteren Nutztiere mehr angeschafft 
werden dürfen. 
Im Bezirksbeirat wurde angeregt, dass die Aufgabe der Hühnerhaltung mit 
einem Datum versehen werden soll. Ebendieser hat beschlossen, dem 
Gemeinderat zu empfehlen, dem Pächter mitzuteilen, dass die Hühnerhaltung 
bis Martini 2026 aufzugeben sei. 
Weiter wurde angefragt, wie die Tierhaltung in anderen Kommunen geregelt 
ist. In vielen Kommunen sind die Kleingärtennutzungen über Vereine geregelt. 
In mehreren Kommunen  
Über die generelle Tierhaltung in der Kleingartenanlage sollte in einer 
Kleingartenordnung geregelt werden. Die Verwaltung schlägt vor, in der 
Kleingartenordung festzuhalten, dass eine Tierhaltung nicht gestattet ist. Davon 
ausgenommen werden soll aufgrund des ökologischen Nutzen die 
Bienenhaltung. Bereits andere Kommunen haben bei ebendieser auch 
Ausnahmen gemacht. Weitere Ausführung dazu im Zuge der neuen 
Benutzungsordnung. 
 
In der Diskussion wird angesprochen 

 Die Hühnerhaltung ist keine kleingärtnerische Nutzung. 

 Die Hühnerhaltung soll zu einem Stichtag beendet werden. 

 Bei einer Übergangsregelung für Pächter mit Hühnerhaltung entsteht ein hoher 
Kontrollaufwand. 

 Es wird vorgeschlagen, zu regeln, wie viele Bienenvölker zugelassen sind. 

 Es wird vorgeschlagen, jede Tierhaltung zu untersagen, auch die Bienenhaltung. 

 

3.4. Verpachtung an Nichtortsansässige  

Unter § 10 des Pachtvertrages 2025 ist geregelt: Pachtberechtigt sind nur 
Einwohner des Ortsteils Kürzell. Der Pächter ist verpflichtet, jede Änderung 



seiner Anschrift unverzüglich dem Verpächter mitzuteilen. Mit dem Wegzug aus 
der Gemeinde Meißenheim erlischt die Pachtberechtigung. 
Im „alten“ Pachtvertrag vor 2025 gibt es zu diesem Thema keine Angaben und 
es wurde auch nicht so gehandhabt.  
Da das BKleingG den Kündigungsgrund „Wegzug“ nicht vorsieht, ist dieser nur 
dann zulässig, wenn er als auflösende Bedingung im Vertrag klar geregelt ist 
(„Mit Wegzug erlischt die Pachtberechtigung“). Dann entsteht gar kein 
„Kündigungsfall“ im Sinne des § 9 BKleingG, sondern das Pachtverhältnis endet 
automatisch kraft Vertrags. 
In diesem Zuge wurde im Bezirksbeirat angeregt, im Pachtvertrag aufzunehmen, 
dass dieser bei jeglicher Beendigung des Pachtverhältnisses zum Ende des 
letzten Martini erlischt. 
Weiter wurde angeregt, eine Regelung für den Fall zu treffen, dass ein Pächter 
über einen Erst- und/oder Zweitwohnsitz verfügt. In diesem Zusammenhang 
wird vorgeschlagen, den maßgeblichen Wegzug ausdrücklich als Verlegung des 
Erstwohnsitzes zu definieren. 
In anderen Kommunen ist die Handhabe ebenso, dass bei einem Wegzug mit 
dem Pächter gesprochen wird, sodass dieser den Garten zurückgeben  
 
In der Diskussion wird angesprochen: 

 Die Verpachtung an Nichtortsansässige soll nicht mehr zugelassen werden. 

 Statt des Ortsteils Kürzell soll die gesamte Gemeinde Meißenheim maßgeblich sein. 

 

3.5. Verpachtung an Pächter, die bereits einen Garten pachten. 

Aufgrund der Nachfrage wurden Kleingärten bereits an Pächter verpachtet, die 
bereits einen Kleingarten hatten. Um Gleichbehandlung und Transparenz bei der 
Vergabe sicherzustellen, soll jede interessierte Person grundsätzlich die gleiche 
Chance auf einen Kleingarten haben. Zugleich kann in begründeten Fällen eine 
Verpachtung eines zweiten Gartens erfolgen, wenn sich trotz ordnungsgemäßer 
Ausschreibung keine Erst-Interessenten finden. 
Folgende Vorgehensweise wurde ursprünglich vorgeschlagen: 
Jeder frei werdende Garten wird, sofern die Warteliste dies nicht mehr zulässt, 
zunächst öffentlich ausgeschrieben. Haben innerhalb der Frist keine Personen 
ohne bestehenden Kleingarten verbindlich zugesagt, kann der Garten an bereits 
pachtende Personen vergeben werden. 
Der Bezirksbeirat hat sich gegen die Weiterverpachtung freiwerdender 
Kleingärten an bereits pachtende Personen ausgesprochen. Zugleich wurde die 
Verwaltung beauftragt, den Bezirksbeirat bei Freiwerden einer Parzelle 
unverzüglich zu informieren, damit dieser über das weitere Vergabeverfahren 



entscheiden kann. Weiter wurde die Verwaltung beauftragt, die 
Neuverpachtungen statistisch zu erfassen. 
 
In der Diskussion wird angesprochen: 

 In Kürzell wurden freiwerdende Gärten stets öffentlich ausgeschrieben. Eine aktive 
Warteliste gibt es nicht. 

 In Meißenheim entstand die Problematik, weil eine Anfrage vorlag und die Warteliste 
erschöpft war. 

 

4. Neuverträge 

In Kürzell gibt es 21 Gärten im Kleingartengebiet „alter Sportplatz“. Bei ca. der 
Hälfte der Vereinbarungen zur Gartenpacht handelt es sich um lediglich 
mündlich geschlossene Verträge. 
Um eine einheitliche Vertragsstruktur zu schaffen, sollen sämtliche Pächter 
angeschrieben und zur Unterzeichnung einheitlicher schriftlicher Verträge zu 
den neuen Konditionen aufgefordert werden. Sind Pächter mit diesem 
Vorgehen nicht einverstanden, können sie ihre Gärten zum Pachtdatum Martini 
2026 zurückgeben. 
Da bestehende Pachtverhältnisse nicht einseitig gekündigt und neu vereinbart 
werden können, ist die Unterzeichnung der neuen Verträge freiwillig. Den 
Pächtern wird der neue Vertrag vorgelegt und sie werden gebeten, diesen zu 
unterschreiben. 
Ergänzend wird vorgeschlagen, die bestehenden Gärten zu überprüfen und 
festzustellen, ob eine ordnungsgemäße kleingärtnerische Nutzung bzw. ein 
Kündigungsgrund nach den Voraussetzungen des § 8 oder § 9 BKleingG in 
Betracht kommt. Sollte das der Fall sein, können hier bestehende 
Pachtverträge gekündigt und die Gärten mit den neuen Verträgen verpachtet 
werden. 
Die Erhöhung ist von der Kündigung nicht betroffen, da diese auch die 
bestehenden Verträge beinhaltet. 
Um weitergehende Nutzungen zu regeln, wird vorgeschlagen, eine 
Kleingartenordnung zu erlassen und diesen künftigen Bestandteil der 
Neuverträge zu machen. 
Bislang wurde auf eine Kaution verzichtet. Bei Neuverpachtungen könnte eine 
Kaution für Aufwendungen erhoben werden, welche ggf. bei einer Verletzung 
der Obliegenheitspflichten bei Beendigung des Pachtverhältnisses in Anspruch 
genommen werden könnte. Vorschlag seitens der Gemeinde ist eine Kaution in 
Höhe von 200 €. 
 
 



5. Digitalisierung 

Die digitale Darstellung der Gartenflächen am „alten Sportplatz“ ist derzeit 
noch nicht vorhanden. Die Grafikobjekte werden von der Ortsverwaltung 
Kürzell im WebGIS erstellt und mit den entsprechenden Pächterdaten 
hinterlegt. 

 

Top 4.2. Einrichtung einer Benutzungsordnung 

Wie bereits angesprochen, ist es sinnvoll, eine Benutzungsordnung für die 
Kleingärten zu schaffen, die künftig Bestandteil der Pachtverträge ist. Sie soll der 
Sicherstellung einer ordnungsgemäßen kleingärtnerischen Nutzung im Sinne des 
Bundeskleingartengesetzes (BKleingG) sowie dem Schutz der Umwelt, des 
Ortsbildes und des nachbarschaftlichen Miteinanders dienen. 

Vorteil dieser Regelung ist, dass die Benutzungsordnung unabhängig vom 
Vertrag erwei-tert oder angepasst werden kann, da im neuen Vertrag in § 12 
festgelegt ist, dass die Be-nutzungsordnung über die Nutzung der Kleingärten in 
Meißenheim in der jeweils aktuell gültigen Fassung gilt. 

Hierfür wurden einzelne Regelungen aus dem bisherigen Vertrag 
herausgenommen und in die Benutzungsordnung überführt sowie durch weitere 
Bestimmungen ergänzt. 

Folgende ehemals im Vertrag enthaltenen Punkte sind nun in die 
Benutzungsordnung aufgenommen worden: 

Ehemals § 2  

Eine Tierhaltung sowie das Abstellen von Wohnwagen und sonstigen Fahrzeugen 
ist nicht gestattet. Insbesondere dürfen Kraftfahrzeuge nicht auf dem 
Pachtgelände abgestellt werden. Außerhalb des Gartengeländes darf nichts 
abgelagert werden. 

Umweltverträgliche Mineralstoffe (Steinmehl, Algenkalt usw.) haben Vorrang 
vor syntheti-schen Mineraldüngern. Auf Torf sollte verzichtet werden. 

Chemische Mittel zur Unkrautbekämpfung dürfen nicht eingesetzt werden. 

Es dürfen keine invasiven Pflanzen, wie beispielsweise Bambus, angepflanzt 
werden. 

Nützlinge (Vögel, Igel usw.) sind zu schützen und zu fördern. Die Anlage von 
Nistgelegen-heiten, Futter- und Wasserquellen ist erwünscht. Auf chemische 
Schädlingsbekämpfung sollte verzichtet werden. 

In der Zeit vom 01. März bis 30. September ist es verboten, Hecken, Bäume und 
Sträucher zu roden, abzuschneiden oder auf andere Weise zu zerstören. Der 



normale Obstbaum-schnitt wird dadurch nicht berührt. Bei der Pachtübernahme 
vorhandene Bäume hat der Pächter zu schonen. 

Auf dem Pachtgelände sind Maßnahmen zu treffen, die die Entwicklung von 
Stechmücken unmöglich machen. 

Eine Brennholzlagerung ist nur bis zu einer Menge von 4 Ster gestattet. 

Ehemals § 7  

Der Pächter hat für die Sauberkeit des Grundstückes und für die Beseitigung von 
Abfällen zu sorgen. Verunreinigung der Zugangswege ist verboten. Der Pächter 
hat das Pachtobjekt ordnungsgemäß zu pflegen, zu bebauen, zu düngen und in 
einem guten baulichen Zu-stand zu erhalten. Er haftet für nachweisliche 
Schäden. 

Ehemals § 8 

Geräuschvolle Gartenarbeit darf an Sonn- und Feiertagen nicht ausgeführt 
werden. An Werktagen dürfen solche Arbeiten nicht von 19:00 Uhr bis 7:00 Uhr 
vorgenommen werden. Hierzu zählen u.a. Hämmern, Sägen, Bohren sowie der 
Betrieb von Bodenbearbeitungsmaschinen, Motorpumpen und 
Motorrasenmähern. 

Die vorgeschlagene Benutzungsordnung ist den Sitzungsunterlagen beigefügt. 

In der Diskussion wird angesprochen: 

- Das Gebiet liegt in der PFAS‑Zone. Die Gärten sind nicht mit den Meißenheimer 
Kleingärten vergleichbar. 

- Pächter halten bereits Bienen. Maximal zwei Stöcke sind bei der Fläche überhaupt 
möglich. Gewerbliche Nutzung beginnt erst ab 30 Bienenstöcken und ist in den 
Kleingärten nicht möglich. 

- Der Ortschaftsrat soll eine Ortsbegehung durchführen, um Verwilderung 
festzustellen. 

 
Ortschaftsrätin Nadine Reichart nimmt wieder an der Sitzung teil. 
 
Top 5 Baugesuche 

Top 5.1. Antrag zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Doppelcarport 
im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf dem Flst. Nr. 5548, Am 
Nussbaum 8 in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Doppelcarport zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf 
dem Flurstück Nr. 5548, Am Nussbaum 8 in Kürzell.  



Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kleinfeldele 
III, 1. Änderung“. Die Zulässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach §30 
BauGB zu beurteilen. 
Das Vorhaben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und ist damit genehmigungsfähig. 
 
Der Ortschaftsrat leitet den Bauantrag einstimmig positiv an den Gemeinderat 
weiter. 
 

Top 5.2. Antrag im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren zum Ausbau 
eines bestehenden Dachgeschosses in eine 3- Zimmerwohnung mit 
Dachterrasse und Einbau von Gauben auf dem Flst. Nr. 246, K. Oberdorfstr. 34 
in Kürzell  

 

Der Bauherr beantragt im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren den 
Ausbau eines bestehenden Dachgeschosses in eine 3 - Zimmerwohnung mit 
Dachterrasse und Einbau von Gauben auf dem Flst.Nr. 246, Kürzeller 
Oberdorfstraße 34 in Kürzell.  
Die Baufläche liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist §34 BauGB die 
Beurteilungsgrundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des 
Vorhabens. Das Vorhaben ist zulässig wenn es sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 
wird, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 
gesichert ist. 
Das Bauvorhaben ist aus bauplanungsrechtlicher Sicht unbedenklich, da das 
Gebäude abgesehen von den Gauben, den Dachfenstern und der Dachterrasse 
-äußerlich- unverändert bleibt, und die Gauben keine gravierende Veränderung 
in dem Sinne darstellen. Aus diesem Grund ist das Bauvorhaben aus Sicht der 
Verwaltung genehmigungsfähig. 
Der Antragsteller plant 2 zusätzliche Stellplätze in der bestehenden Garage. 
Somit ist die Stellplatzsatzung, die 1,5 Stellplätze je Wohneinheit vorsieht, 
eingehalten. 
Über das Einfügen entscheidet das Landratsamt Ortenaukreis im Einvernehmen 
mit der Gemeinde. 
 
In der Diskussion wird angesprochen: 

- Es werden Zweifel an den zwei Stellplätzen geäußert.  
- Das Landratsamt prüft in der Regel die Stellplätze. 
- Es wird angeregt, die Stellplätze nochmals zu überprüfen. 

 



Der Ortschaftsrat leitet den Antrag zum Ausbau eines bestehenden 
Dachgeschosses in eine 3 – Zimmerwohnung mit Dachterrasse und dem Einbau 
von Gauben bei 7 Ja-Stimmen und einer Enthaltung positiv an den Gemeinderat 
weiter. 
 

Top 5.3. Antrag im Kenntnisverfahren zum Neubau eines Zweifamilienhauses 
auf dem Flst. Nr. 109/1, Eichenweg 7 in Kürzell  

 
Bereits am 18.12.2025 beantragten die Bauherren den Neubau eines 
Zweifamilienhauses im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren. Es wurden 
zwei Überschreitungen beantragt, die aus gestalterischen Gründen erforderlich 
waren. Für beide Befreiungen wurde das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 
36 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB nicht erteilt. Daraufhin wurde der Bauantrag 
zurückgezogen. 
Der Antragsteller beantragt nun den Neubau des Zweifamilienwohnhauses zur 
Genehmigung im Kenntnisgabeverfahren nach § 51 Abs. 1 und 2 LBO. 
 
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Eichenweg“. 
 
In der Diskussion wird angesprochen: 

- Der frühere Antrag im vereinfachten Verfahren wurde wegen nicht erteilter 
Befreiungen zurückgezogen. 

- Die Planung wurde überarbeitet. Jetzt erfolgt die Einreichung im 
Kenntnisgabeverfahren. 

 

5.4. Antrag im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren zur Errichtung eines 
Einfamilienwohnhauses mit Carport auf dem Flst. Nr. 3849, Kastanienweg 9 in 
Kürzell  

 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Carport zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem 
Grundstück Flst. Nr. 3849, Kastanienweg 9 in Kürzell.  
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kleinfeldele 
II“, 2. Bauabschnitt. Die Zulässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach §30 
BauGB zu beurteilen. 
Das Vorhaben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und ist damit genehmigungsfähig. 

 



5.5. Antrag zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Garage im 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf dem Flst. Nr. 5552, Am 
Nussbaum 7 in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Garage zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem 
Flurstück Nr. 5552, Am Nussbaum 7 in Kürzell.  
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kleinfeldele 
III, 1. Änderung“. Die Zulässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach §30 
BauGB zu beurteilen. 
Das Vorhaben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und ist damit genehmigungsfähiig. 
 
Der Ortschaftsrat leitet den Bauantrag einstimmig positiv an den Gemeinderat 
weiter. 
 
Top 6 Verschiedenes 

- Die Kanaldeckel in der Schutternstraße wurden am Ortseingang saniert. 
- In Neuried sei die Deutsche Glasfaser eingeladen worden. Die dortigen Verträge 

seien nichtig, da der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgeblich sei – unabhängig 
von der Umsetzung. Es wird angeregt, dass sich der Gemeinderat der Sache 
annehmen soll. 

- Die Deutsche Glasfaser soll zu einer der nächsten Gemeinderatssitzungen eingeladen 
werden, um Fragen zu beantworten und einen Zeitplan vorzulegen. 

- Es wurde angemerkt, dass beim Ausbau teilweise Häuser vergessen wurden. 
- Der Ortschaftsrat wünscht eine Auskunft zum Stand des Glasfaserausbaus. 

 
Top 7 Frageviertelstunde 

- Es wird darum gebeten, die Deutsche Glasfaser einzuladen. 

 
Ende der Sitzung: 20.50 Uhr 
Die Urkundspersonen: 
 
Hugo Wingert, Ortsvorsteher   Matthias Wiedemer, Schriftführer 

 
 

 

 
Sven Kirner      Robert Althauser 

 
 

 

 


